
schließen. Darauf kann nicht mit dem Hinweis auf die 
Strafvorschriften über die Staatsgefährdung, insbe­
sondere auf § 372 (staatsgefährdende Werbung), ver­
zichtet werden. Denn diese greifen nicht ein, wenn 
mit den hochverräterischen Zielen nicht oder nicht 
nachweisbar staatsgefährdende Bestrebungen (§ 380 
Abs. 3 und 4) Zusammentreffen.“48 
Das bedeutet, daß den Bonner Machthabern die er­

weiterten „Hochverrats- und Staatsgefährdungsbestim­
mungen“ nicht als ausreichend erscheinen, um im 
Zeichen der atomaren Rüstung die strafrechtliche Ge­
sinnungsverfolgung zu verschärfen. Es sollen also die 
im § 366 völlig unbestimmt beschriebenen, weitest­
gehend auslegungsfähigen, durch das „hochverräterische 
Unternehmen“ noch nicht erfaßten Handlungen, die 
aber „nicht oder nicht nachweisbar staatsgefährdende 
Bestrebungen“ verfolgen, kriminalisiert werden. Das ist 
das juristische Handwerkszeug für die totale 
faschistische Gesinnungsverfolgung! Und es verwundert 
deshalb nicht, daß der § 366 inhaltlich identisch ist mit 
dem nazistischen § 83 Abs. 1 und 2 sowie Absatz 3 
Ziffer 3 aus dem Jahre 193440. In dem oben erwähnten 
Nazikommentar aus dem Jahre 1934 schrieb Schaf- 
heutle zu § 83 StGB:

„Die hochverräterische Massenpropaganda zielt dar­
auf ab, in der Masse des Volkes eine Bereitwilligkeit 
dafür zu schaffen, im Augenblicke des Losschlagens 
den Befehlen der Rädelsführer zu folgen. Ihre Haupt­
form war bisher die Herstellung und der Vertrieb 
von Druckschriften. Mit solchen Mitteln wird oft 
vom sicheren Versteck aus eine Lawine der Volks­
verhetzung ins Rollen gebracht.“50 
Heute, 26 Jahre später, heißt es in der Begründung 

des Regierungsentwurfs zu § 366, die unter Verant­
wortung Schafheutles entstand:

„Für Personen oder Organisationen, die hochver­
räterische Bestrebungen verfolgen, kommt es in 
hohem Maße darauf an, frühzeitig dafür zu sorgen, 
daß sie im entscheidenden Zeitpunkt von einer 
breiten Bevölkerungsschicht unterstützt werden und 
möglichst wenig Gegner haben. Deshalb sind sie dar­
auf angewiesen, für sich und ihre Ziele Propaganda 
zu machen, und zwar bereits zu einer Zeit, zu der 
sie selbst kaum schon einen wenigstens in seinen 
Gründzügen konkretisierten, insbesondere nach Art 
und Zeit der Ausführung genügend bestimmten Plan 
haben. Aber selbst wenn der bestimmte Plan schon 
vorhanden wäre, würden ihn seine Träger bei der
Propaganda nicht erkennen lassen_______ Diese Art der
Werbung ist ... durch die modernen, häufig kon­
spirativ angewandten Propagandamethoden beson­
ders gefährlich ..
Durch die Anwendung des § 83 StGB mordeten die 

Faschisten Tausende aufrechter Hitlergegner und Anti­
militaristen oder brachten sie in die Zuchthäuser und 
Konzentrationslager. Das geschah mit dem Ziel, jeden 
Widerstand im Innern zu brechen, um ungestört den

48 Begründung des Regierungsentwurfs, a. a. O-, S. 514.
«9 Diese Bestimmung lautet:
Wer öffentlich zu einem hochverräterischen Unternehmen 
auffordert oder anreizt, wird mit Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren bestraft.
Ebenso wird bestraft, wer ein hochverräterisches Unterneh­
men in anderer Weise vorbereitet.
Auf Todesstrafe oder auf lebenslanges Zuchthaus oder auf 
Zuchthaus nicht unter zwei Jahren ist zu erkennen, wenn 
die Tat 
1 . . . .
2. . . .
3. auf Beeinflussung der Massen durch HersteUung oder Ver­

breitung von Schriften, Schallplatten oder bildlichen Dar­
stellungen oder durch Verwendung von Einrichtungen der 
Funktelegraphie oder Funktelephonie gerichtet war, oder

4. im Auslande oder dadurch begangen worden ist. daß der 
Täter es unternommen hat. Schriften. Schallnlatten oder 
bildliche Darstellungen zum Zwecke der Verbreitung im 
Inland aus dem Ausland einzuführen.

50 Schafheutle, a. a. O., S. 140. _
91 Begründung des Regierungsentwurfs, a. a. O., S. 514.

zweiten Weltkrieg auszulösen. Heute greifen die Mili­
taristen zur Unterdrückung der friedliebenden und 
demokratischen Kräfte auf den nazistischen § 83 zu­
rück, um in Westdeutschland für die Atomkriegsvor­
bereitung eine Friedhofsruhe zu schaffen. Es sind die­
selben Todfeinde der Nation, aber auch dieselben 
juristischen Handlanger, wie der Fall Schafheutle be­
weist.

Zur fahrlässigen Förderung hochverräterischer 
Bestrebungen (§ 367F- 

Der § 367 entspricht inhaltlich im wesentlichen dem 
geltenden § 84 StGB. Letzterer geht auf den § 89 des 
Regierungsentwurfs für das 1. Strafrechtsänderungs­
gesetz zurück. Dieser § 89 hat sein Vorbild im § 85 StGB 
in der Fassung vom 24. April 1934. Während jedoch 
§ 85 nur von Druckschriften handelt, erklärt § 89 weit 
über die nationalsozialistische Bestimmung hinaus auch 
die Herausgabe, Herstellung und Verbreitung von 
Schallplatten und Tonaufnahmen sowie die Verbreitung 
einer Rundfunksendung für strafbar. Die Bundesregie­
rung hat keine Hemmungen, sich in der Begründung 
des Regierungsentwurfs offen auf den nazistischen § 85 
StGB zu beziehen:

„Die Vorschrift des § 89 hat ein Vorbild in § 85 
StGB in der Fassung des Gesetzes vom 24. April 1934, 
der aber nur von Druckschriften handelt. Der Ent­
wurf dehnt den Tatbestand auf Schallplatten, Ton­
bänder und bildliche Darstellungen aus und stellt als 
weitere Neuerung unter den näher beschriebenen 
Voraussetzungen auch das Verbreiten einer Rund­
funksendung unter Strafe“.52 53

Eine dem § 367 ähnliche Bestimmung gab es vor 1933 
nicht. Die Tendenz des Gesetzes charakterisierte 1934 
Schafheutle in dem Nazikommentar mit den Worten: 

„Die Vorschrift ist durch § 6 der VO vom 
28. Februar 1933 (RGBl. I S. 85) geschaffen worden. 
Sie beruht auf der Erfahrung, daß die Drahtzieher der 
Umsturzvorbereitung ihren Schriftenvertrieb plan­
mäßig so durchzuführen suchten, daß den Verteilern 
gegenüber der Nachweis des hochverräterischen Vor­
satzes erschwert wurde. Häufig geschah das dadurch, 
daß die Schriften den Verteilern erst kurz vor der 
Verteilung zugestellt' wurden. Auch Druckereiunter­
nehmer beriefen sich darauf, daß- eine inhaltliche 
Prüfung der ihnen übergebenen Druckaufträge nicht 
ihre Sache sei. Die Vorschrift stellt deshalb schon die 
Fahrlässigkeit bei der Befassung mit hochverräteri­
schen Schriften unter Strafe“54.
Die Gefährlichkeit des § 367 besteht u. a. auch darin, 

daß er sich hauptsächlich gegen Patrioten richtet, die 
keine Kommunisten sind, denn die Hitlerjustiz wie

52 Der § 367 lautet:
(1) Mit Gefängnis bis zu zwei Jahren oder mit Strafhaft 

wird bestraft, wer
1. Schriften, Tonträger, Abbildungen oder Darstellungen, 

die eine Aufforderung im Sinne des § 366 enthalten 
oder deren Inhalt den äußeren Tatbestand der Vor­
bereitung eines hochverräterischen Unternehmens 
(§ 363) erfüllt,

- a) verbreitet,
b) öffentlich oder in einer Versammlung ausstellt, an­

schlägt, vorführt oder sonst zugänglich macht oder
c) zu dem Zweck, daß sie oder aus ihnen gewonnene 

Stücke verbreitet oder nach Buchstabe b) zugänglich 
gemacht werden, herstellt, vervielfältigt, bezieht, an 
einen anderen gelangen läßt, vorrätig hält oder in 
den räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes ein­
führt oder

2. Äußerungen solchen Inhalts durch Funk oder sonst 
durch technische Vervielfältigungen öffentlich oder in 
einer Versammlung verbreitet,

obwohl er den Inhalt der Schriften, Tonträger, Abbildun­
gen, Darstellungen oder Äußerungen hätte erkennen kön­
nen, und dadurch fahrlässig den mit ihnen verfolgten 
Bestrebungen Vorschub leistet.

(2) Bei Beteiligten, deren Schuld gering und deren Beteili­
gung von untergeordneter Bedeutung ist, kann das 
Gericht von Strafe absehen.

53 Bundestagsdrucksache Nr. 1307 (1. Wahlperiode) S. 34.
M Schafheutle, a. a. O., S. 141.
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